
Das Ja des Rheinaubundes 
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Volksabstimmung am 26. Februar 1978



Umschlagbild: Bei Geroldswil auf der rechten Seite der Limmat wurden 1974, um die beson­
ders nahe an der Autobahn N  1 gelegenen Wohnsiedlungen vor unzumutbaren Lärmimmissionen 
schützen können, verschiedene Typen schallschluckender Wände getestet. Die abgebildete Test­
wand ist vier Meter hoch und 750 Meter lang.

Bild unten: N  5 Twann am Bielersee. Durchfahrt zwischen D orfrand und SBB.

Zur Beachtung:

Dieser kleinen Broschüre legen w ir einen Einzahlungsschein zur U nterstützung der 
In itiative bei. D er V orstand des Rheinaubundes bittet die Leser, ihn zu benützen. 
(Equipe Franz Weber, Postcheck 18 - 4849, Vevey)
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Unser JA zur Volksabstimmung 
über die Initiative Demokratie im 

Nationalstraßenbau am 26. Febr.1978
Für viele andere D inge können wir an die U rne gehen, bei den o ft sehr einschnei­

denden, die Landschaft verwandelnden oder auch zerstörenden Projekten des N atio ­
nalstraßenbaues hat der Bürger jedoch nur ein minimales M itspracherecht. Sow eit diese 
K om petenzordnung das ursprüngliche große schweizerische N ationalstraßenkreuz be­
trifft , m ag sie von der Sache her teilweise begründet sein. Wenn aber seither darüber 
hinaus zahlreiche weitere N S-A bschnitte von umstrittener D ringlichkeit geplant und 
projektiert wurden, einer M itsprache des V olkes und der betroffenen Bevölkerung ent­
zogen sind, drängen sich gegenüber einer solchen K om petenzordnung ernsthafte V or­
behalte auf.

D urch V erfassungsartikel und N ationalstraßengesetz ist eine Zuständigkeitsordnung 
im N ationalstraßenbau festgelegt worden, die wohl dem üblichen Gewaltenteilungs- 
prin zip  entspricht, der Bedeutung der auf dem Spiel stehenden Lebensgüter —  Lan d­
schaft, Um w elt, K ulturlan d , Ruhe —  jedoch bei weitem nicht mehr gerecht wird. W ir 
erinnern uns, daß diese Zuständigkeitsordnung auch nicht absolut unbestritten w ar. 
Weil jedoch das N S -N etz  in den Anfängen stand, die M assivität der E in griffe  noch 
nicht augenfällig w ar, die H ybris des m otorisierten Verkehrs noch nicht vorausgese­
hen werden konnte und man in einer euphorischen Stim m ung w ar, bauten die eidge­
nössischen R äte  keine dem okratische K on trolle  in die K om petenzordnung ein, sondern 
überließen die A usführung des N ationalstraßennetzes vollständig dem Bundesrat und 
der Verw altung.

D abei w äre dem Bundesrat schon dam als kein Stein aus der K rone gefallen, wenn 
dem Parlam ent in K on zept und A usführung der einzelnen N ationalstraßenabschnitte 
(das ja  später noch wiederholt geändert wurde) ein M itspracherecht eingeräumt worden 
wäre. M an hätte nicht nur bremsen, sondern auch den Bau w ichtiger Abschnitte und 
Engpässe wie am  W alensee und im Rheintal beschleunigen und krasse Sünden des föde­
ralistischen N ationalstraßenbaukonzeptes rechtzeitig ausmerzen können, 50 das gegen­
seitige Zuschieben der V erantw ortung von K anton  und Bund, die Zersplitterung der 
M ittel und die Salam itaktikm ethode, die dazu  führte, daß zwei bis drei Autobahn- 
Irassen parallel die Landesgegenden { W estschweiz— M ittelschweiz, Zürich— Inner­
schweiz) m iteinander verbinden.

S ta tt dessen blieb der ganze N S-B au  dem Einw irkungsrecht des Parlam ents — bis 
au f die M öglichkeit platonischer Einwendungen  — entzogen, w as in einzelnen Gegen-
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den, so am Sempachersee und in Zürich, zu harten Protesten und Gegenaktionen, 
Initiativen und Kundgebungen führte, die von sehr unterschiedlichem Erfolg begleitet 
•waren.

D ie In itiative D em okratie im N ationalstraßenbau  w ill hier Rem edur schaffen: sie 
schlägt dem Schw eizervolk eine Aenderung dieser undem okratischen K om petenzord­
nung vor und sichert sowohl dem Parlam ent wie auch dem V olk  in grundsätzlich 
wichtigen Fällen ein wirksam es M itspracherecht. D ie Bundesverfassung w ird mit fo l­
gendem A rtikel ergänzt:

Die Bundesversammlung beschließt über Konzeption, Linienführung und Ausfüh­
rung der Nationalstraßen. Diese Beschlüsse sind dem Volke zur Annahme oder Ver­
werfung vorzulegen, wenn es von 50 000 Stimmberechtigten oder von acht Kantonen 
verlangt wird.

Die umstrittene Uebergangsbestimmung

Es ist ein beliebtes U nterfangen, In itiativen  und neue Verfassungsartikel an 
juristischen Spitzfindigkeiten aufzuhängen. Aus der Uebergangsbestim m ung in der 
vorliegenden In itiative, wonach «alle  N ationalstraßen  und -straßenabschnitte, die am 
1. A ugust 1973 noch nicht erstellt oder nicht in A usführung begriffen w aren», dem 
Referendum  unterliegen, w ird hergeleitet, dam it müßten «fertige Autobahnstücke 
w ieder abgebrochen werden».

Theoretisch m ag dies zutreffen, praktisch verkauft man jedoch unser V olk für 
allzu  dumm, wenn man ihm derart unsinnige Entscheide zum utet. N iem and beab­
sichtigt, eine fertige Autobahn abzubrechen.

Die Initianten sahen sich zu dieser Rückwirkungsklausel gezwungen, um zu ver­
hindern, daß ihre Initiative bei umstrittenen Nationalstraßenstücken durch einen 
Pro-forma-B aube ginn ausmanövriert würde. Daß diese Befürchtung nicht unbegründet 
war, geht aus der Tatsache hervor, daß seit August 1973 an nicht weniger als 
30 Autobahnteilstücken der Bau freigegeben wurde.

Die Auswirkungen der Initiative —  wo käme sie noch zum Zuge?

Es gibt eine Reihe von umstrittenen N ationalstraßenabschnitte, wo die Initiative 
das einzige Rechtsmittel darstellt, um den Bau verhindern oder deren Konzept noch 
beeinflussen zu können. W ir nennen:
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N  4 Knonauer Amt

N  4 Abzweigung Unter-Ohringen— Andelfingen 
(generelles Projekt bewilligt)
{ Die N  4/1 Andelfingen— deutsche Grenze müßte noch ins Nationalstraßen­
netz auf genommen werden.)

N  7  Müllheim— Kreuzlingen
(im Sinne einer einfacheren, weniger Kulturland fressenden Ausführung)

N  6 Rawil
N  6 Brünig

N  5 am Neuenburgersee

N  1 Kerzers— Yverdon
(im Sinne einer Ueberprüfung des Konzepts)

N  9 Martigny—Brig
(Verzicht auf eine Autobahn zur Erhaltung von Kulturland und Landschaft)

Stadtautobahnen: Zürich, Ypsilon: Sihlhölzli— Lettendreieck—Hardturm  
Basel: Nordtangente {Schutz von Wohnquartieren)
Genf N  1 a

Auch für die N  S am linken Ufer des Brienzersees bemüht sich seit vielen Jahren  
eine Arbeitsgemeinschaft um Verbesserungen ( Untertunnelung) der Trasse, dies ein­
gedenk, was am Bielersee verbrochen wurde. Auch die Abschnitte Reichenau— Thusis 
und bei Faido waren Grundsatzfälle und rechtfertigten ein Ueberdenken!

Sow eit die wesentlichen Beispiele, die auch gesamtschweizerisch von Interesse sind, 
da es sich um die Erhaltung oder Zerstörung w ertvoller Landschaften oder S tad t­
gebiete von nationaler Bedeutung handelt.

In allen diesen Fällen  w ären die In itiative und die neue Kom petenzordnung ge­
eignet, die A useinandersetzung zu entschärfen, zu versachlichen und dem V olke statt 
nutzloser Einsprachen, Protesten, Petitionen und lokaler In itiativen  ein dem okrati­
sches M itspracherecht in die H an d  zu geben.

Rückendeckung für die Motion Nauer /  Kaufmann

D ie M otion des N atio n al-  und Ständerates zur U eberprüfung einer A nzahl N atio ­
nalstraßenabschnitte erhält durch die Annahme der In itiative die nötige Rücken­
deckung. A ndernfalls ist die G efahr nicht von der H an d  zu weisen, daß die Ueber­
prüfung in manchen Amtsstuben blockiert oder nur pro form a vorgenomm en wird.
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W ird die In itiative mit hohem Mehr verw orfen (w as allerdings kaum  anzuneh­
men ist), so stellt dies grünes Licht für alle Autobahntechnokraten dar, dominiert 
von A utoritätsglauben und Prestigedenken, in der Verbetonisierung unserer U m w elt 
fortzufahren.

Der Initiativtext: Praktikabel und interpretierbar —  
keineswegs »staatsrechtlich unsinnig»

D em  Einw and einer «unannehm baren» Initiative, der «R echtsverw ilderung» und 
anderen Uebertreibungen ist entgegenzuhalten, daß der In itiativtext wohl einige, 
juristisch gesehen, neuartige Elemente enthält, daß das angestrebte Ziel jedoch 
keine andere Wahl ließ und daß das Schweizervolk von seinen neuen Rechten keinen 
unsinnigen und schon gar keinen katastrophalen Gebrauch machen wird. Es gab noch 
nie einen neuen V erfassungsartikel oder eine Initiative, auch wenn unsere Gelehrten 
darüber während Jahren  gebrütet haben, denen nicht juristische Fragw ürdigkeit 
unterschoben wurde. Vergessen w ir nicht, daß die Rheinau-Initiative, die als Inbe­
g riff der «V erlotterung des R echtsstaates» galt, heute von Staats- und V ölkerrecht­
lern rehabilitiert worden ist.

An alle Rheinaufreunde!

Lassen Sie sich durch das schwere Geschütz politischer und juristischer Injurien, 
das gegen die In itiative aufgefahren w ird, nicht verunsichern! Ein «C haos im N a tio ­
nalstraßenbau» w ird nicht eintreten. M it dem neuen Referendum srecht w ird weder 
aus grundsätzlichen noch praktischen Gründen M ißbrauch getrieben werden, es w ird 
sich jedoch schon aus prophylaktischen Gründen als sehr heilsam erweisen.

Lassen wir unsere D em okratie nicht durch die Finanz überfahren!

Sorgen wir dafür, daß die D em okratie im N ationalstraßenbau durch Annahme 
der In itiative wieder hergestellt w ird!

Es geht um den Schutz und die Erhaltung der landschaftlichen und kulturellen 
W erte der Schweiz!

Stimmt JA!
Für den Rheinaubund: D r. Erw in Akeret, N atio n alrat
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P S : Eine stark  besuchte, aus verschiedenen Landesteilen mit Delegationen beschickt-’ 
Versam m lung des Rheinaubundes hat am  21. Jan u ar 1978 im «A lten Schützen­
haus» in Schaffhausen nach einem R eferat des Initianten Franz W eber und 
einem K orreferat von D r. H an s-K on rad  Peyer, Präsident der Sektion Sch aff­
hausen des A C S , nach reger D iskussion mit 66 :0  Stim men beschlossen, die 
In itiative D em okratie im N ationalstraßenbau dem Schw eizervolk zur Annahme 
zu empfehlen und die M itglieder des Rheinaubundes zu ersuchen, für die In itia­
tive tatk räftig  einzustehen.

N  5 bei Auvernier in einem Unterführungseinschnitt. D as 5 km lange Teilstück zwischen Bahn 
und Promenadenweg kostete 92 Mio. Franken. Foto Keystone, 22. 6. 1977

Buchanzeige

Ab 6. Februar 1978 w ird im Buchhandel F ranz Webers spannendes Buch «Die gerettete 
Landschaft» erhältlich sein. Es enthält unter anderem mehrere packende und aufschluß­
reiche K apitel über die Autobahnen und über den N ationalstraßenbau. Lesen Sie es 
noch vor der Abstim m ung! (V erlag Nym phenburg, Preis Fr. 21.— )
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N 12. V iadukt Weyermannshaus in Bern. Für den Bau wurden 19 400 Kubikmeter Beton, 260 Tonnen Spannstahl, 2200 
Tonnen Armierungsstahl und 70 000 Quadratmeter Schalbretter benötigt. Foto Keystone, 2 .11 .1976
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